
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
2 RU 79/83

Urteil

in dem Rechtssheh

.n-...-on.-|oo.ononoooloon...-o..uoo-oloocouollclooool,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmäohtigte:
... ........ ....................‚

g e g e n

...uulOIl.....llloli■.n-.l0.101.100...IIIOIIIIIIOCIUIOD'

Beklagte,

beigeladen:

...-lo...-ononoololcco-ncn ...... icio-...ounulllolnnnol,

Revisionsklägerin.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Dezember

198” ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt: ;

Die Revision der Beigeladenen gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 19. Oktober 1983 wird

zurückgewiesen.

Die Beigeladene hat dem Kläger auch die Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten.JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der bei einem Bauunternehmen beschäftigte Kläger befand sich am

19. Dezember 1980 gegen 4.ü5 Uhr mit seinem Kraftfahrzeug auf

dem Weg zum Ort der Tätigkeit. Auf diesem Weg sah er in einem

Acker neben der von ihm befahrenen Landstraße einen infolge

Glatteises von der Straße abgekommenen und auf dem Dach liegenden

Kraftwagen (amtliches Kennzeichen ), dessen Halter und

Fahrer ein in Oberhoffen, Departement Bas—Rhin, stationierter

französischer Soldat war. Der Kläger hielt an und versuchte zu-

sammen mit dem französischen Soldaten und dem Zeugen K. den

wieder aufgerichteten Kraftwagen, der neben der Landstraße stand,

auf einem parallel zu dieser Straße verlaufenden Feldweg zu

schieben. Dabei wurde er durch einen anderen auf der Landstraße

ins Schleudern geratenen Kraftwagen des Zeugen G. im Bereich

des rechten Oberschenkels schwer verletzt. Durch Bescheid vom

12. Mai 1982 lehnte die Beklagte Entschädigungsansprüche ab,

weil der Kläger im Zeitpunkt des Unfalls nicht unter dem Schutz

der gesetzlichen Unfallversicherung gestanden habe. Der Ber-

gungsversuch habe mit der versicherten Tätigkeit des Klägers im

Beschäftigungsunternehmen in keinem ursächlichen Zusammenhang

gestanden. Während der Bergung sei die Zurücklegung des Weges,

auf dem der Kläger versichert gewesen sei, unterbrochen werden.

Das habe auch zu einer Unterbrechung des Versicherungsschutzes

geführt. Den Widerspruch des Klägers wies die Beklagte durch Hi-

derspruchsbescheid vom 23. Juni 1982 zurück.
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Auf die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Karls—

ruhe die Beigeladene verurteilt, das Ereignis vom 19. Dezember

1980 als entschädigungspflichtigen Arbeitsunfall anzuerkennen und

dem Kläger wegen der Folgen des Ereignisses die gesetzliche Ent-

schädigung zu gewähren (Urteil vom 22. April 1983). Die Berufung

der Beigeladenen hat das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württem-

berg zurückgewiesen (Urteil vom 19. Oktober 1983). Zur Begrün-

dung hat das LSG ausgeführt: Die Beklagte habe ihre Leistungs—_

pflicht zu Recht verneint. Der Kläger habe seinen Weg zum Ort der

Tätigkeit unterbrochen, als er sich zu dem neben der Landstraße

befindlichen Kraftfahrzeug des französischen Soldaten begab; er

sei daher aufgrund seines Beschäftigungsverhältnisses nicht mehr

versichert gewesen. Es habe für ihn aber auch kein Versiche-

rungsschutz unter dem Gesichtspunkt einer Hilfeleistung iS des

S 539 Abs 1 Nr 9 Buchst a der Reichsversicherungsordnung (RVG)

bestanden. Der Unfall des französischen Soldaten sei bereits
ab-’

geschlossen gewesen, als der Kläger mit dem französischen Solda—

ten und dem Zeugen K. das Kraftfahrzeug vom Acker auf den neben

der Landstraße gelegenen Feldweg geschoben habe. Die vom Kläger

hilfsweise beantragte Beiladung des Landes Baden-Württemberg

komme daher mangels Zuständigkeit nicht in Betracht. Der Kläger

sei jedoch als Pannenhelfer nach 5 539 Abs 2 iVm 5 539 Abs 1 Nr 1

RVO versichert gewesen. 5 539 Abs 2 RVG knüpfe nicht an eine

versicherungspflichtige Tätigkeit und an ein lohnabhängiges Be—

schäftigungsverhältnis zwischen einem Unternehmer und einem

lohnabhängigen Beschäftigten an; geschützt werde kein existie—

rendes Versicherungsverhältnis, sondern ein objektiver Lebens-

sachverhalt, das Tätigwerden wie ein versicherungspflichtig be-
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schäftigter lohnabhängiger Arbeitnehmer. Damit werde dem Schutz-

gedanken für eine von der Solidargemeinschaft zu tragende

schutzwürdige Tätigkeit Vorrang gegeben vor dem Abheben auf ein

tatsächlich vorliegendes Versicherungsverhältnis. Dieser Gedanke

sei dem Unfallversicherungsrecht nicht fremd, denn 5 539 Abs 1

RVG kenne in den Nrn 10, 15, 9 usw Tatbestände, bei denen ein

Versicherungsverhältnis im Sinne der BVG nicht vorliege. Für den

Schutz des Klägers sei dabei unerheblich, daß das nach 5 658

Abs 2 Nr 2 BVD fingierte Unternehmen des französischen Soldaten

seinen Sitz im Ausland habe. Denn & 539 Abs 2 RVG hehe auf das

tatsächliche Tätigwerden des zu Schützenden ab, und außerdem

handele es sich bei der Anknüpfung an 5 658 Abs 2 Nr 2 RVG

lediglich um eine Fiktion, die zu Lasten der Beigeladenen deren

Zuständigkeit für entsprechende Fälle des 5 539 Abs 2 RVG regele.

Dieser Schutz bedeute letztlich, daß unabhängig von der Staats-

angehörigkeit des Verletzten, der nach 5 539 Abs 2 EVO tätig ge-

worden sei, ein Versicherungsschutz auch bei Tätigkeiten für

einen ausländischen Unternehmer bestehe, wenn für diesen ver—

sicherte Tätigkeiten iS des 5 539 Abs 2 RVG auf dem Boden der

Bundesrepublik Deutschland verrichtet würden. Nicht zu prüfen

gewesen sei, ob die Beigeladene aufgrund des Münchner Abkommens

vom 8. Februar 1956 Ansprüche gegen die Beklagte habe. Denn

dieses Abkommen beziehe sich nach seinem Inhalt und der herr—

schenden Lehre nur auf das Verhältnis der beteiligten Versiche-

rungsträger untereinander.

Das LSG hat die Revision zugelassen.
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Die Beigeladene hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesent-

lichen wie folgt begründet: Beide Vorinstanzen hätten außer acht

gelassen, daß 5 658 Abs 2 Nr 2 BVD iVm 5 658 Abs 1 RVG nur für

inländische Fatheughalter gelte. Ihre Zuständigkeit für aus-

ländische private Fahrzeughalter ohne Sitz im Geltungsbereich der

RVG werde durch diese Vorschrift nicht begründet. Dementsprechend

391 auch in ihrer Satzung festgelegt, daß Versicherungsschutz nur

für Tätigkeiten in bestimmten Unternehmen bestehe (S 2 Abs 1 der

Satzung), nämlich ua in privaten Fahrzeughaltungen (@ 3 Abs 1

Nr 3 der Satzung) mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland

einschließlich des Landes Berlin (& 4 der Satzung). Die Regelung

des 5 3 Nr 1 des Sozialgesetzbuches - Gemeinsame Vorschriften für

die Sozialversieherung - (SGB IV) über den räumlichen Geltungs-

bereich der Vorschriften über die Versicherungspflicht gelte gem

5 6 SGB IV nur vorbehaltlich der Regelungen in den besonderen

Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige und den Rege-

lungen des über— und zwischenstaatlichen Rechts. Im vorliegenden

Fall kollidiere der weite Rahmen der Versicherungsberechtigung

nach 6 3 Nr 1 SGB IV mit 5 658 Abs 1 RVG, wonach sich die Zu-

ständigkeit der Berufsgenossenschaft auf Betriebe beschränke, die

ihren Sitz im ZUStändigkeitsbereich der einzelnen Berufsgenos-

senschaften haben. In der Unfallversicherung sei die Versiche—

rungspflicht nicht nur von einer Beschäftigung abhängig, sondern

auch von dem Sitz des Unternehmens in einem bestimmten Zustän—

digkeitsbereich, Auch aus Art 13 Abs 2 Buchst & EWG—Verordnung

(EWG-VO) 1H08l71 ergebe sich für den Kläger kein Entschädigungß-

anspruch. Allenfalls könnte ein Versicherungsschutz nach 5 539

Abs 1 Nr 9 Buchst a RVG gegeben sein. Deswegen sei die Sache an
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das LSG zurückzuverweisen und der Badisdhe Gemeindennfallvergi-

cherungsverband beizuladen.

Die Beigeladene beantragt,

die Urteile des LSG Baden-Württembefß vom

19. Oktober 1983 und des SG Karlsruhe

vom 22. April 1983 aufzuheben und die Klage

abzuweiaen,

hilfsweise

den Rechtsstreit an das LSG zurückzdver-

weisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er trägt vor, daß der französische Seidet bei einer Dienststelle

in Offenburg stationiert gewesen sei. SOM1t habe seine Fahr-

zeughaltung ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland gehabt-

Uberdies kommees nach der zutreffenden Auffassung des LSG ■ieht

darauf an, ob der "Unternehmer" seinen 51tz im Inland habe oder

nicht. Es dürfe auch nicht übersehen werden, daß der zur Hilfe

Verpflichtete nach 5 3230 des StrafgesethU0hes (StGB) seine

Hilfeleistung nicht davon abhängig machen könne und dürfe, Ob der

Hilfsbedürftige ein Deutscher oder ein Ausländer sei. Wenn etwas

anderes rechtens wäre, müsse dies durch das Bundesverfassungs-

gericht auf seine Verfassungsmäßigkeit überprüft werden-
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Die Beklagte stellt keinen Antrag.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 12“ Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II.

Die Revision der Beigeladenen ist nicht begründet.

Im Ergebnis zutreffend hat das LSG entschieden, daß der Kläger am

19. Dezember 1980 einen von der Beigeladenen zu entschädigenden

Arbeitsunfall erlitten hat.

Nach 5 5H8 Abs 1 Satz 1 BVD ist Arbeitsunfall ein Unfall, den ein

Versicherter bei einer der in den gs 539, SMD und 543 bis 5ü5 RVG

genannten Tätigkeiten erleidet. Nach ständiger Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts -BSG— (BSGE 35, 140, 1ü2; H6, 232, 23“; vgl

auch Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 9. Aufl S H765)

sind Personen nach 5 539 Abs 2 iVm Abs 1 Nr 1 RVG wie Beschäf-

tigte gegen Arbeitsunfall versichert, die dem Halter eines

Kraftfahrzeuges - auch wenn dieser ein gewerblicher Unternehmer

ist (BSGE H6, 232) — bei der Behebung einer Panne helfen. Für die

Anwendung dieser Vorschriften ist nicht erforderlich, daß ein

Abhängigkeitsverhältnis vorliegt; auch die Beweggründe der Hel-

fenden für ihr Eingreifen sind nicht wesentlich. Es genügt, daß

es sich um eine Tätigkeit handelt, die ihrer Art nach sonst von

Personen verrichtet werden könnte, die in einem dem allgemeinen
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Arbeitsmarkt zuzurechnenden Beschäftigungsverhältnis stehen. Es

muß also der Art nach eine arbeitnehmerähnliche Tätigkeit sein,

wobei es nicht darauf ankommt, daß die Tätigkeit im Einzelfall

von den im Unternehmen beschäftigten Personen im Rahmen ihres

Beschäftigungsverhältnisses verrichtet wird. Für den Versiche—

rungsschutz des Klägers ist es deshalb unerheblich, daß der

französische Soldat, dem die ernsthafte Arbeitstätigkeit des

Klägers diente, keinen Chauffeur beschäftigte, der im Falle einer

Panne tätig geworden wäre.

Daß der französische Soldat seinen Wohnsitz als nicht gewerb-

licher (privater) Halter eines Kraftfahrzeuges nach den Fest—

stellungen des LSG in Frankreich hatte, steht dem Versicherungs-

schutz des Klägers bei der Beigeladenen nicht entgegen. Nach

Art 13 Abs 2 Buchst a EWG-V0 1ü08/71 unterliegt eine Person, für

die diese Verordnung gilt (Art 2 EWG-V0 1ü08/71), wenn sie im

Gebiet eines Mitgliedstaates (hier Bundesrepublik Deutschland) im

Lohn- oder Gehaltsverhältnis beschäftigt ist, den Rechtsver-

schriften dieses Staates auch dann, wenn ihr Arbeitgeber oder das

Unternehmen, das sie beschäftigt, seinen Wohnsitz oder Betriebs—

sitz im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates (hier Frankreich)

hat. Damit weist Art 13 Abs 2 Buchst a EWG-V0 1H08/71 Personen,

die in einem Mitgliedstaat tätig sind, deren Arbeitgeber oder

Unternehmen ihren Wohnsitz oder Betriebssitz aber in einem ande-

ren Mitgliedstaat haben, dem System der sozialen Sicherheit des

Mitgliedstaates zu, in dem die Beschäftigung ausgeübt wird. Was

nach dieser Vorschrift für die in einem Lohn- und Gehaltsver-

hältnis Beschäftigten bestimmt wird, gilt gleichfalls für die nur
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vorübergehend und unentgeltlich Tätigen, zumal da es in der ge-

setzlichen Unfallversicherung auch bei einem den Versicherungs-

schutz begründenden Beschäftigungsverhältnis auf eine wirt-

schaftliche Abhängigkeit nicht ankommt und auch zum Begriff der

Beschäftigung iS des 5 7 Abs 1 SGB IV weder wirtschaftliche Ab—

hängigkeit noch Entgeltlichkeit gehören (vgl Brackmann aaO

S 80q II, “69 k ff, ü70 a und 471 k). Nach Art 13 Abs 2 Buchst a

EWG-VO 1ü08/71, einer alle Zweige des Systems der sozialen Si-

cherheit und damit auch die Unfallversicherung betreffenden Vor-

schrift, richtet sich im vorliegenden Fall die Entscheidung über

den Unfallversicherungsschutz des Klägers nach den Rechtsver-

schriften der Bundesrepublik Deutschland ungeachtet der Tatsache,

daß der Kläger als Pannenhelfer nicht in einem Lohn- oder Ge-

haltsverhältnis beschäftigt, sondern unentgeltlich tätig war. Da

durch Art 13 Abs 2 Buchst a EWG—VO1H08/71 der Geltungsbereich

der in Betracht kommenden beiden Systeme der sozialen Sicherheit

nach dem Ort der Beschäftigung zugunsten der Rechtsvorschriften

der Bundesrepublik Deutschland abgegrenzt ist, finden insoweit

die Vorschriften der 55 3 bis 5 SGB IV keine Anwendung (vgl 5 6

SGB IV). Es bedarf deshalb keiner Entscheidung, ob nicht auch

nach 5 3 Nr 2 SGB IV oder nach 5 3 Nr 1 und 5 5 SGB IV für den

Kläger Versicherungsschutz ebenso gegeben wäre wie für einen von

einem ausländischen Unternehmen nicht in den Geltungsbereich des

SGB entsandten‚ sondern in diesem Geltungsbereich in ein Be-

schäftigungsverhältnis getretenen Beschäftigten (s ua Brackmann,

Handbuch der Sozialversicherung, 9. Aufl, S 80 p I, 80 o I,

derselbe BG 1977, 173, 177; Maier, Sozialversicherung 1978, 1, 6;

von Maydell in GK-SGB IV, 5 “ RdNrn 12 bis 15 iVm 5 5 RdNr 1H;
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Steinmeyer, Die Einstrahlung im internationalen Sozialversiche-

rungsrecht, 1979, S 57; Rundschreiben des Hauptverbandes der 8°-

werblichen BGen VB 153/56 vom 27. November 1956)-

Die vom LSG vertretene Auffassung, daß durch 5 539 Abs 2 EVO kein

existierendes Versicherungsverhältnis, sondern ein objektiver

Lebenssachverhalt — das Tätigwerden wie ein versicherungspflich-

tig beschäftigter lohnabhängiger Arbeitnehmer - und damit eine

von der Sozialgemeinschaft zu tragende Tätigkeit geschützt werde,

wird vom Senat nicht geteilt. Anders als etwa bei der Versiche-

rung gegen Arbeitsunfall nach 5 539 Abs 1 Nr 9 RVG (Hilfelei—

stende) oder nach 5 539 Abs 1 Nr 10 RVG (Blutspender und Spender

körpereigener Gewebe), die eine Beschäftigung in einem Unter-

nehmen nicht voraussetzen (vgl Lauterbach/Watermann‚ Gesetzliche

Unfallversicherung, 3. Aufl, 5 539 Anm 108 Buchst c), verlangt

der Versicherungsschutz für eine Tätigkeit nach 5 539 Abs 2 iVm

Abs 1 Nr 1 BVD den Zusammenhang mit einem bestimmten Unternehmen,

dem diese Tätigkeit zu dienen bestimmt war (8 Brackmann aaO

3 H76 d) und dem mutmaßlichen Willen des Unternehmers entsprochen

hat (3 Brackmann aaO S 475 5). Nur dann ist es nach dem allge-

meinen Gedanken der sozialen UnfallversiCherung gerechtfertigt,

den Versicherungsträger, dem das Unternehmen angehört, mit dem

Risiko dieser Tätigkeit zu belasten (BSGE 5, 168, 171; “6, 232,

23”). Das Unternehmen, dem im vorliegenden Fall die zum Unfall

führende Tätigkeit anzurechnen ist, ist die nicht gewerbsmäßige

Fahrzeughaltung des französischen Soldaten. Die Unternehmer—

eigenschaft des französischen Soldaten r10htet sich nach dem

Recht der Bundesrepublik Deutschland, auch wenn das Unternehmen
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in Frankreich liegt (vgl Noack, Soners 197“, 126, 129), so daß

entgegen der Auffassung der Revision rechtlich unerheblich wäre,

wenn dem französischen Recht der gesetzlichen Unfallversicherung

die Unternehmereigenschaft der privaten Fahrzeughaltungen fremd

wäre. Gelten für einen Arbeitnehmer, dessen Arbeitgeber oder

Unternehmen seinen Wohnsitz oder Betriebssitz nicht im Gebiet der

Bundesrepublik Deutschland hat, aufgrund des Art 13 Abs 2

Buchst a EWG-VO 1H08/71 die deutschen Rechtsverschriften, und hat

der Arbeitnehmer keine feste Betriebsstätte im Gebiet der

Bundesrepublik Deutschland, so sind nach Art 12 Abs 1 EWG-V0

STR/72 die deutschen Rechtsverschriften so anzuwenden, als wäre

der Arbeitnehmer an seinem Wohnsitz im Gebiet der Bundesrepublik

Deutschland beschäftigt. Das was hiernach für Beschäftigte gilt,

ist auch auf Personen anzuwenden, die wie Beschäftigte tätig

werden. In beiden Fällen ist nach dem Recht der Bundesrepublik

Deutschland zu entscheiden, ob die private Fahrzeughaltung des

französischen Soldaten ein Unternehmen 18 des 5 658 Abs 2 Nr 2

RVG ist. Das ist nach den Feststellungen des LSG zu bejahen. Un-

abhängig davon, daß in Fällen einer vorübergehenden Tätigkeit als

Pannenhelfer für ein Unternehmen der privaten Fahrzeughaltung

dieses Unternehmen, sofern in ihm keine Versicherten beschäftigt

werden, nicht in das Unternehmerverzeichnis der dafür sachlich

zuständigen Beigeladenen aufgenommen wird, keinen Mitgliedschein

erhält (5 664 RVG) und auch keine Beiträge zu zahlen hat, muß bei

dem Vorliegen eines im Geltungsbereich des SGB bestehenden Be-

schäftigungsverhältnisses iS des 5 539 Abs 1 Nr 1 RVG einer nicht

in den Geltungsbereich des SGB entsandten Person (3 Art 14 Nr 1

EWG-VG1u08/71; EuGHXIII, 462, u73; von Maydell aaO 5 u RdNr 13
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iVm 5 5 Anm TN) der zuständige Versicherungsträger erforderli-

chenfalls den ausländischen Unternehmer erfassen, ihn in sein

Unternehmerverzeichnis eintragen und von ihm Beiträge erheben

(vgl Noack aaO s auch Abkommen zwischen der Regierung der

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen

Republik über die Einziehung oder Beitreibung von Beiträgen der

Sozialen Sicherheit vom 26. Mai 1981, BGBl II 1982, 193), und

zwar unabhängig davon, ob die Satzung des zuständigen Versiche-

rungsträgers nur solche Unternehmer als ihre Mitglieder bezeich-

net, deren Unternehmen in ihrem Bereich — regelmäßig die Bundes-

republik Deutschland einschließlich des Landes Berlin - ihren

Sitz haben (vgl 55 M und 6 der Satzung der Beigeladenen). Der—

artigen Satzungsbestimmungen gehen das in allen Mitgliedstaaten

der EWG geltende überstaatliche Recht, der Gemeinschaft und im

übrigen ggf zwischenstaatliche Vereinbarungen als höherrangiges

Recht vor. Ob bei fehlendem überstaatlichen und zwischenstaat-

lichen Recht auch nach den ebenfalls dem Satzungsrecht vor-

gehenden 55 3 und 5 SGB X bei einem im Geltungsbereich des SGB

ausgeübten Beschäftigungsverhältnis einer nicht nur in diesen

Geltungsbereich entsandten Person das ausländische Unternehmen

aufgrund seiner Tätigkeit im Geltungsbereich des SGB in das

Unternehmerverzeichnis einzutragen und zur Beitragszahlung her—

anzuziehen ist (so Hauptverband der gewerblichen BGen aaO), kann

hier dahinstehen (s von Maydell, aaO zur Beachtung der Unfall-

verhütungsvorschriften selbst bei einer Einstrahlung).

Neben der Pannenhilfe kommt eine weitere Versicherung gegen Ar—

beitsunfall nach 5 539 Abs 1 Nr 9 Buchst a EVO nicht in Betracht.
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Dem LSG ist darin zuzustimmen, daß der Unglücksfall mit seinem

unmittelbaren Schadensfolgen bereits abgeschlossen war, als der

Kläger tätig wurde. Es bestand auch keine gemeine Gefahr, denn

das verunglückte Fahrzeug des französischen Soldaten und die

helfenden Personen befanden sich außerhalb der Fahrbahn auf dem

angrenzenden Acker. Den Feststellungen des LSG ist nichts dafür

zu entnehmen, daß das auf dem Acker befindliche Fahrzeug für an-

dere Verkehrsteilnehmer eine gemeine Gefahr iS des 5 539 Abs 1

Nr 9 Buchst a EVO bildete. Mit dem LSG ist der Senat der Auffas-

sung, daß in tatsächlicher Hinsicht ein Unterschied zu dem vom

BSG durch Urteil vom-15. Juni 1983 — 9b/8 RU 76/81 - entschie-

denen Rechtsstreit besteht.

Daß der Kläger nicht aufgrund seiner Beschäftigung bei einem

Bauunternehmen gegen Arbeitsunfall versichert war, als er dem

französischen Soldaten half, hat das LSG gleichfalls verfahrens-

fehlerfrei entschieden.

Da die Beigeladene als der sachlich zuständige Versicherungs-

träger zu Recht zur Entschädigung der Folgen des Arbeitsunfalls

des Klägers am 19. Dezember 1980 verurteilt worden ist, mußte

die Revision zurückgewiesen werden.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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